
 

 

Erläuterung zu Tagesordnungspunkt 3 gemäß § 124a Satz 1 Nr. 2 AktG 

 

Zu Tagesordnungspunkt 3: 

„Bericht des Sonderprüfers Dr. Lars-Gerrit Lüßmann vom 1. November 2019 über die 

Durchführung der Sonderprüfung gemäß §§ 142 ff. AktG bei der ALBIS Leasing AG gemäß 

Beschluss der Hauptversammlung vom 28. Februar 2019“ 

 

Die Hauptversammlung hat am 28. Februar 2019 gemäß § 142 Abs. 1 AktG die Durch-

führung einer Sonderprüfung beschlossen, die insbesondere die Frage zum Gegenstand 

hatte, welches Verhalten von im Zeitraum vom 1. März 2018 bis 12. Juli 2018 amtieren-

den Mitgliedern des Vorstands und/oder des Aufsichtsrats zum Ausschluss von Herrn 

Hans Otto Mahn und der Manus Vermögensverwaltung GmbH von der Teilnahme an der 

Hauptversammlung am 11. Juli 2018 geführt hat. Der Sonderprüfer Herr Dr. Lars-Gerrit 

Lüßmann hat seinen Bericht am 1. November 2019 dem Vorstand vorgelegt und den 

Bericht zum Handelsregister des Sitzes der Gesellschaft beim Amtsgericht Hamburg ein-

gereicht. Der Vorstand hat den Bericht dem Aufsichtsrat vorgelegt und mit Pressemittei-

lung vom 4. November 2019 auf die Fertigstellung des Berichts hingewiesen. 

 

Der Bericht des Sonderprüfers ist gemäß § 145 Abs. 6 S. 5 AktG bei der Einberufung der 

nächsten Hauptversammlung als Gegenstand der Tagesordnung bekanntzumachen, wes-

halb dieser Tagesordnungspunkt aufgenommen wurde. 

 

Eine Beschlussfassung ist zu diesem Punkt der Tagesordnung nicht vorgesehen. 

 

Zu Grunde liegende Normen: 

§ 142 Abs. 1 AktG: 

„Zur Prüfung von Vorgängen bei der Gründung oder der Geschäftsführung, namentlich 

auch bei Maßnahmen der Kapitalbeschaffung und Kapitalherabsetzung, kann die Haupt-

versammlung mit einfacher Stimmenmehrheit Prüfer (Sonderprüfer) bestellen. Bei der 

Beschlussfassung kann ein Mitglied des Vorstands oder des Aufsichtsrats weder für sich 

noch für einen anderen mitstimmen, wenn die Prüfung sich auf Vorgänge erstrecken soll, 

die mit der Entlastung eines Mitglieds des Vorstands oder des Aufsichtsrats oder der Ein-

leitung eines Rechtsstreits zwischen der Gesellschaft und einem Mitglied des Vorstands 

oder des Aufsichtsrats zusammenhängen. Für ein Mitglied des Vorstands oder des Auf-

sichtsrats, das nach Satz 2 nicht mitstimmen kann, kann das Stimmrecht auch nicht 

durch einen anderen ausgeübt werden.“ 

 

§ 145 Abs. 6 S. 5 AktG:  

„Der Vorstand hat den Bericht dem Aufsichtsrat vorzulegen und bei der Einberufung der 

nächsten Hauptversammlung als Gegenstand der Tagesordnung bekanntzumachen.“ 

 

 


